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POLIZEI

Einstellhalle soll
saniert werden
Die Einstellhalle der Kantons-
polizei am Schermenweg in Bern
muss laut Kanton saniert wer-
den. 2014 habe die Decke bereits
verstärkt werdenmüssen.Weil
der Kanton die Liegenschaft
jedoch verkaufen will, soll die
Sanierung auf das Nötigste be-
schränkt werden. Dafür bean-
tragt die Regierung demGrossen
Rat einen Kredit von 2,38Mil-
lionen Franken. pd

MEDIZIN

Beitrag für
Notfallzentrale
DiemedizinischeNotfallzentrale
derMedphone AG in Bern soll
laut Kantonsregierung 2015 bis
2017 jährlichmaximal 200000
Franken erhalten.DieMedphone
AG betreibt ein medizinisches
Callcenter, das die ärztlichen Be-
zirksvereinebei derOrganisation
und der Durchführung des am-
bulanten ärztlichen Notfall-
dienstes unterstützt. Die Anruf-
zahlen sind von rund 29000 im
Jahr 2007 auf rund 116000 im
Jahr 2013 gestiegen. pd

BILDUNG

Subventionen für
private Gymer
Die drei privaten Gymnasien
CampusMuristalden AG, NMS
Bern und Freies Gymnasium
Bern erhalten Kantonsbeiträge.
Für 2016 bis 2019 hat die Regie-
rung zuhanden des Grossen Ra-
tes einen Kredit in der Höhe von
insgesamt 39,82Millionen Fran-
ken verabschiedet. pd

THUN/HILTERFINGEN

Wanderweg
gesperrt
DerWanderweg in der Choler-
enschlucht zwischen Thun und
Hilterfingenmuss auf der Stre-
cke Höheweg bis Scheidweg bis
auf weiteres gesperrt werden.
Dies hat die Stadt Thun gestern
mitgeteilt. Grund für die Sper-
rung seien Erdrutsche, die durch
die starkenRegenfälle am letzten
Wochenende ausgelöst wurden.
Wie gross die Schäden sind, ist
zurzeit noch unklar. Das städ-
tischeTiefbauamtwirddenWan-
derweg räumenund sichern.Vor-
aussichtlich in zweiWochenwird
die Strecke wieder geöffnet wer-
den können. pd/gbs

BERGRETTUNG

Geld fürMaterial
und Ausbildung
Die Bergrettungsstationen im
Kanton Bern sollen ab dem
nächstenJahrundbis2025einen
Zustupf von jährlich 221000
Franken erhalten. Das sind ins-
gesamt 2,2Millionen Franken.
Wie die Kantonsregierung in
einemCommuniqué schreibt,
könntenmitdemKantonsbeitrag
die Aus- undWeiterbildungs-
sowie dieMaterialkosten der
Bergrettungsstationen gedeckt
werden. Der aktuell gültige Leis-
tungsvertrag zur Sicherstellung
der Bergrettung stammt
aus dem Jahr 2000. Der Grosse
Rat wird über den Kredit be-
finden. pd

EINBÜRGERUNGEN

Gleichstellung
für Homo-Ehe
Eingetragene Partnerschaften
sollen im Einbürgerungsverfah-
ren der Ehe gleichgestellt sein.
Dies liess die Regierung in ihrer
Stellungnahme an die staatspo-
litische Kommission des Nati-
onalrats verlauten. pd

InKürze

LANDWIRTSCHAFT Die Ber-
ner Bauernmachen sich für
Bäuerinnen stark: Sie und der
Bereich Hauswirtschaft seien
in der neuen Leitung des Info-
rama zuwenig vertreten, fin-
den die Berufsverbände von
Bäuerinnen und Bauern.

Im Bildungs- und Beratungs-
zentrum Inforama war die inter-
ne Organisation in den letzten
Jahren ein grosses Thema. Und
sie wird es vorerst wohl bleiben,
auchmit der neuen Lösung: Dass
die Bäuerinnen beziehungsweise
derBereichHauswirtschaft nicht
mehr in der Geschäftsleitung
vertreten sein sollen, stösst den
Bäuerinnen und Bauern im Kan-
ton sauer auf.
Der Stellenwert der Bäuerin-

nen und derHauswirtschaft wer-
de dadurch klar geschwächt, fin-
det der Verband Bernischer
Landfrauenvereine. Der Berner
Bauernverband stellt sich hinter
die Bäuerinnen: «Die Aus- und
Weiterbildung der Bäuerinnen
ist eminent wichtig, und die
Nachfrage nach den Bildungs-
gängen am Inforama ist gross»,
schreibt er in einer Medienmit-
teilung.
Eine gesundeErnährung sowie

das soziale, ökologischeundwirt-
schaftliche Denken und Handeln
seien in der heutigen Gesell-
schaft wichtige Themen, sagt
Hans Jörg Rüegsegger, Präsident
des Berner Bauernverbands.
«Bäuerinnen sind zudem meis-
tens Co-Betriebsleiterinnen.»
Von ihnen werde Offenheit und
Innovation in Bezug auf neue
Ausrichtungen von Bauernbe-
triebenerwartet.Es gelte, all dem
genügend Gewicht zu geben.

«Systematik wie in anderen
Berufsschulen im Kanton»
Ab Juli ist die Geschäftsleitung
des Inforama schlanker organi-
siert, weil die vorherige Struktur
mit einer Co-Leitung immerwie-
der kritisiert wurde. Künftig sind
dem neuen Inforama-Leiter
MarkusWildisen fünf Fachberei-
che unterstellt, die Einsitz in der
Geschäftsleitungnehmen: fachli-
che Grundbildung, Berufsmatu-
rität, höhere Berufsbildung, Be-
ratung und Support.

DerBereichHauswirtschaft sei
nicht inderGeschäftsleitungver-
treten, weil grundsätzlich keine
einzelnen Berufsgruppen mehr
dortEinsitznähmen,heisst esbei
der Volkswirtschaftsdirektion.
Der Bildungsbereich sei wie in
anderen Berufsschulen im Kan-
ton bewusst nach der Systematik
Grundbildung, Berufsmaturität
und höhere Berufsbildung un-
terteilt. Das «Ressort Hauswirt-
schaft» ist deshalb neu lediglich
ein Teil der höheren Berufs-
bildung.
«Rund fünfProzentder Infora-

ma-Schülerinnen und -Schüler
gehören dem Bereich Hauswirt-
schaft an», sagt Urs Zaugg, Vor-
steher des zuständigenAmtes für
Landwirtschaft und Natur (La-
nat). Der grösste Teil der Bäue-
rinnen übe heute andere Berufe
aus, weshalb viele Kantone die
Hauswirtschaft gar nicht mehr
zurAusbildung anbietenwürden.
Zudem seien die Frauen auch in
den anderen Inforama-Bildungs-
bereichen wie etwa bei den Be-
rufsmittelschulen stark vertre-
ten. Ihren Anliegen werde des-
halb sicher genügend Rechnung
getragen.

Hoffen auf eine Frau in der
Geschäftsleitung
Bis Ende Juni wird im Inforama
nunentschieden,wer dieLeitung
der fünf Fachbereiche überneh-
men soll. Der Berner Bauernver-
band will sich dafür einsetzen,
dass die Bäuerinnen zumindest
personell dort gut vertreten sind.
Präsident Rüegsegger hofft, dass
die Bildung Bäuerin «wie ver-
sprochen eine entsprechende
Positionierung in der Führungs-
struktur des Inforama» erhalte.
Im Fokus steht dabei der Bereich
höhere Berufsbildung, dem das
Ressort Hauswirtschaft neu zu-
geordnet ist.
Laut Lanat-Chef Urs Zaugg

können Inforama-Kaderleute
am Bewerbungsverfahren teil-
nehmen.Wenn sich eineFrau als
Geschäftsleitungsmitglied fin-
den lasse, sei das sicher positiv,
sagt er. Die Kompetenzen der
neuen Führungskräfte seien
aber klar wichtiger als deren Ge-
schlecht.

Sandra Rutschi

Bauern kritisieren Inforama-Leitung

Der Hauswirtschaftsbereich erhält im landwirtschaftlichen Bildungszentrum keinen eigenen
Geschäftsleitungssitz. Das kritisieren Bäuerinnen und Bauern. Keystone

REGIONEN Der Grosse Rat
will kleinere Perimeter für
Regionalkonferenzen prüfen
lassen. Eine finanzielle Gleich-
behandlung von Gebieten oh-
ne Regionalkonferenzen lehnt
er jedoch ab.

Der Regierungsrat soll prüfen,
ob Regionalkonferenzen oder
Gemeindeverbände künftig auch
inkleinerenPerimeternalsheute
möglich sind. Mit 130 zu 3 Stim-
men bei 4 Enthaltungen hat der
Grosse Rat ein entsprechendes
Postulat aus den Reihen der SVP
überwiesen.

Kein politischer Konsens
Heute ist vorgegeben, dass sich
Regionalkonferenzen nach den
Perimetern der regionalen Ver-
kehrskonferenzen richten, da
die Verkehrsplanung eine ihrer
wichtigsten Aufgaben ist. Weiter
sind die Grenzen der Regional-
konferenzen deckungsgleich mit
jenen von Verwaltungsregionen
oder Verwaltungskreisen. Klei-
nere Konferenzen könnten in
den Regionen Biel-Seeland-Ber-
ner Jura sowie Thun ein Thema
sein,wo für grössereGebildekein
politischer Konsens gefunden

Kleinere Perimeter für
Regionalkonferenzen

wurde. Auch bei der Regional-
konferenz Bern-Mittelland wird
immer wieder darüber disku-
tiert, ob sie zu grossflächig an-
gelegt sei.

Finanziell nicht gleichgestellt
In einemzweitenPunkt scheiter-
te die SVP mit ihrem Vorstoss
«Keine Ungleichbehandlung von
Regionen ohne Regionalkonfe-
renz». Sie wollte, dass auch Ge-
biete ohne Regionalkonferenz
vomKantoneinenPro-Kopf-Bei-
trag erhalten. «Regionen dürfen
nicht benachteiligt werden, weil
sie kein solches Konstrukt wol-
len», sagte Thomas Knutti (SVP,
Weissenburg). Sein Parteikollege
Raphael Lanz (Thun) doppelte
nach: «Wenn sich Regionen effi-
zient arrangieren, sollte derKan-
tondiese gleichbehandeln–auch
wenn dies nicht in Form einer
Regionalkonferenz geschieht.»
Die Ratsmehrheit winkte ab.

Die SVP müsse nicht meinen, sie
könne die Bildung von Regional-
konferenzen bekämpfen, ohne
dass dies finanzielle Konsequen-
zen für die Regionen habe, so der
Tenor. Das Anliegen wurde mit
77 zu 61 Stimmen bei 0 Enthal-
tungen abgelehnt. sar

ASYLWESEN Unbegleitete, min-
derjährige Asylsuchende werden
nichtgemeinsammitdenErwach-
senen, sondern in einer speziellen
Unterkunft untergebracht. Dafür
beantragt der Regierungsrat beim
Grossen Rat einen Kredit von
jährlich 6,9 Millionen Franken.
Dies fürdieZeit von2017bis 2021.
Im Auftrag des Kantonsparla-
mentshatdiePolizei- undMilitär-
direktion zudem Varianten zur
heutigen Unterbringung geprüft,
wie die Regierung mitteilt. Dabei
sei man zum Schluss gekommen,
dass die bisherige Lösung weiter-
geführt werden solle. pd

Spezielle
Unterkunft

Der Grosse Rat hat zum Ab-
schluss der Junisession unter
kräftigem Applaus zwei langjäh-
rigeMitglieder verabschiedet.
Es sind dies EvaDesarzens (FDP,

Boll) und Al-
fred Schneiter
(EDU, Thiera-
chern). Desar-
zens hat nach
neun, Schnei-
ter nach über
18 Jahren im
Rat demissio-

niert. Für die FDP ziehtHans-
Rudolf Saxer (Gümligen) ins
Rathaus ein. Der Jurist ist als
selbstständiger Berater für öf-
fentliche Institutionen bei der
Berner Res Publica Consulting
tätig. Von 2004 bis 2012 war er

Gemeindeprä-
sident vonMu-
ri. Bei der EDU
zieht der Thu-
ner Hausarzt
Daniel Beutler
neu ins Parla-
ment ein. Er
ist mit EVP-

GrossrätinMelanie Beutler-Ho-
henberger verheiratet. Jakob
Schwarz (Adelboden) wird neu
das EDU-Fraktionspräsidium
übernehmen. pd/as

BZNamen

THUN Die STI blickt auf ein
sehrpositives Jahr zurück.Dies
ist deshalb erstaunlich, da die
Passagierzahlen erstmals seit
zehn Jahren gegenüber dem
Vorjahr sanken.

36 Millionen FrankenMehrwert
bringt die STI jedes Jahr in die
Region Thun. So lautet das Fazit
einer Studie der Hochschule
Luzern,diegesternanlässlichder
Generalversammlung der Ver-
kehrsbetriebe STI AG in Thun
präsentiert wurde. Für Verwal-
tungsratspräsident Hans Rudolf
Zaugg ist dies ein klares Zeichen
dafür, dass die STI eine wichtige
wirtschaftliche Rolle einnimmt.
Die Jahresbilanz derVerkehrs-

betriebe STI AG weist einen
Gewinn von 839000 Franken
aus. Gegenüber demVorjahr ent-
spricht dies einer Gewinnsteige-
rungumknapp450000Franken.
Doch die STI hat zum ersten

Mal in den letzten zehn Jahren
weniger Passagiere als im Vor-
jahr befördert. Für Verwaltungs-
ratspräsident Zaugg ist das kein
Grund zur Panik: «Die tieferen
Passagierzahlen sind mehrheit-
lich auf dasmildeWetter zurück-
zuführen.» bfz

STI fährt
Gewinn ein
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